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Marc Depaepe/Frank Simon/Georgi Verbeeck
Von französischer Dominanz zur kulturellen
Autonomie
Sprachproblematik und Unterricht im flämischen Teil Belgiens
(1830-1990)
Für Prof. Dr. Maurits De Vroede
Zusammenfassung
Die Autoren stellen die Auseinandersetzungen um die Sprachenfrage und die Kulturdominanz des
Französischen im flämischen Teil Belgiens in ihrer historischen Entwicklung bis heute dar. Der
Gebrauch des Französischen diente in den vergangenen Jahrhunderten bis in die jüngste Zeit als
Instrument der sozialen Unterscheidung. Sowohl durch die Aktivitäten verschiedener flämischer
Bewegungen als auch durch eine ökonomische Machtverschiebung von Wallonien nach Flandern
gewann das Niederländische an Gewicht. In Kultur und Politik, in den Schulen und Universitäten
wurden Sprachen nun nach dem Regionalprinzip verteilt. Die Sprache der Region wurde endgültig
die Sprache des Unterrichts. Konflikte um die kulturelle Autonomie und eine Förderalisierung des
sozialen Lebens sind aber weiterhin das Belgien bestimmende politische Thema.
1. Bruchlinien in der belgischen Gesellschaft
In wissenschaftlichen Analysen des politisch-gesellschaftlichen Systems Bel¬
giens hat es sich eingebürgert, drei Spannungsfelder in den Mittelpunkt zu
rücken: das weltanschauliche, das sozialökonomische und das sprachkulturelle
(Zolberg 1978; Huyse 1983;Witte/Craeybeckx/Meynen 1990; Mabille 1986;
Miroir 1990; Lijphart 1986). Idealtypisch kann man sich die damit bezeich¬
neten Konfliktzonen wie einen dreidimensionalen Raum vorstellen, in dem die
Parteien und Verbände miteinander agieren. Im Laufe der Zeit haben die
Spannungen sich zu einigen eindeutigen politischen Bruchlinien verfestigt. Im
Belgien des neunzehnten Jahrhunderts manifestierte sich insofern zum ersten
Mal der Gegensatz zwischen den Anhängern einer auf der katholischen Kirche
und Religion gegründeten Gesellschaft einerseits und den Anhängern einer
säkularisierten Gesellschaft und eines der kirchlichen Kontrolle entzogenen
liberalen Staates andererseits. Die hieraus entstehenden Konflikte, die der sog.
Versäulung des gesellschaftlichen Lebens in Belgien zugrunde liegen (Helle-
mans 1990), verliefen wellenartig, mit Kulminationspunkten wie z.B. dem
Schulkampf in der Zeit zwischen 1878 und 1884 und 1950 bis 1958. Von der
Mitte des neunzehnten Jahrhunderts an entstand als Folge der industriellen
Revolution die zweite wesentliche Konfliktlinie, der Gegensatz zwischen Ka¬
pital und Arbeit, und in dessen Folge auch die Arbeiterbewegung mit ihren
spezifischen Kampfformen. Das dritte - und in unserem Beitrag zentrale -
Spannungsfeld tauchte als politisch-gesellschaftliches Problem erst später auf,
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auch wenn die ersten Spuren des sprachkulturellen Konflikts schon in der
zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts deutlich erkennbar waren.
Bei der historischen Analyse der Sprachproblematik, die keineswegs auf den
linguistischen Aspekt beschränkt werden kann, konzentrieren wir uns auf ei¬
nen chronologischen Abriß der wichtigsten Ereignisse und untersuchen dann
vor allem diejenigen Aspekte der Entwicklung, die mit dem öffentlichen Un¬
terricht im Zusammenhang stehen. Auch ein derart begrenztes Unternehmen
hat schon seinen guten Sinn, denkt man u.a. an die vollkommen falschen
Vorstellungen, die selbst in renommierten Handbüchern für Historische Päd¬
agogik (wie z.B. in Bowen 1981) über diese Frage zu finden sind.1
2. Die Französisierung Belgiens und die „Vlaamse Beweging"
Seit dem 10. Jahrhundert sind die zwei großen Sprachgemeinschaften in Bel¬
gien durch eine ziemlich stabil gebliebene Sprachgrenze getrennt, deren Ur¬
sprung auf die germanische Infiltration in das gallo-römische Gebiet zurück¬
geht. Im nördlichen Teil des heutigen Belgiens, in dem das Volk Flämisch
sprach, wurde zuerst der Adel allmählich französisiert. Dabei lag der älteste
und wichtigste Ursprung für die Französisierung in der burgundischen Zeit (im
14. und 15. Jahrhundert) in den Hofkreisen und der fürstlichen Kanzlei. Der
Französisierungsprozeß entwickelte sich weiter während der Herrschaft der
Spanier, der Österreicher (1713-1792), der Franzosen (1792-1815) und der
Niederländer (1815-1830). Brüssel nahm dabei als Sitz der verschiedenen Re¬
gierungen eine zentrale Stelle ein.
Im 18. Jahrhundert gewann die Sprachenfrage vor allem als soziale Barriere
an Bedeutung. Aber auch der Unterricht trug dazu bei, daß das Französische
als Kultursprache weiter verbreitet wurde und zum Instrument der sozialen
Unterscheidung zwischen den verschiedenen Bevölkerungsschichten wurde.
Vielen Menschen, die zum Kleinbürgertum gehörten, aber auch Großkaufleu¬
ten, Vertretern freier Berufe und reichen Bauern gelang es, die Sprache des
schon französisierten Adels und des höheren Bürgertums zu erwerben und zu
gebrauchen und sich dadurch ebenfalls vom gewöhnlichen Volk zu distanzieren
(Doehaerd 1983; De Vroede 1975).
In der liberal inspirierten Verfassung aus der Gründungsphase des belgischen
Staates 1831 wurde dann das Prinzip der Sprachenfreiheit festgeschrieben. Die
Interpretation lief aber darauf hinaus, daß de facto nur noch das Französische
als offizielle Sprache des Belgischen Königreiches betrachtet wurde, mit der
Konsequenz, daß es im Parlament, in der Regierung, in der Administration, im
Gericht, im Unterricht und in der Armee dominierte. Diese Interpretation des
Verfassungstextes war leicht zu erklären, denn die politische Macht war auf¬
grund des einkommensabhängigen Wahlrechts in Belgien nach 1830 einer
sozialen Elite von 46000 Zinswählern vorbehalten. Die politische und finan¬
zielle Entscheidungsmacht konzentrierte sich zugleich auf Brüssel, das dadurch
seinen ursprünglich flämischen Charakter immer mehr verlor. Auch der öko-
1 Bowen (1981, S. 460-462) erklärt z.B. den Schulkampf in Belgien als einen Konflikt zwischen
„Calvinist(!)-Dutch-speaking Flemings" im Norden und „Catholic-French-dialect-speakmg
Walloons" im Süden.
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nomische Schwerpunkt des jungen Belgiens befand sich zunächst fast aus¬
schließlich in Wallonien. Das Niederländische oder besser das Flämische wurde
als ein Dialekt abgetan und in Wirklichkeit zu einer zweitklassigen Sprache für
zweitklassige Bürger degradiert. Sprachenfreiheit bedeutete vor allem die Frei¬
heit der herrschenden Klasse, die Sprache des Volkes nicht zu kennen (De
Vroede 1975; Van Velthoven 1982; Witte 1983).
Die exklusive Stellung des Französischen wurde aber sehr bald von einer
Gruppe flämischer Intellektueller, die sich bereits unter dem Regime von Wil¬
helm I. aus den Mittelschichten gebildet hatte, mit Mißtrauen und Abwehr
betrachtet. Sie legten die Wurzeln zu der sog. „Vlaamse Beweging" (Flämische
(National-)Bewegung)2, die dann wesentlich von einigen Schriftstellern getra¬
gen wurde (Elias 1963-65; Encyclopedie 1973-75; De Vroede 1975; Van
Velthoven 1982; Wils 1977). Anfänglich konzentrierte sich die Bewegung nur
auf die Entwicklung einer gemeinsamen Kultursprache und widmete sich an¬
sonsten ihrem eigenen sozialen Aufstieg. Seit etwa 1840 gewann die Flämische
Bewegung allmählich aber auch politische Bedeutung, u. a. durch eine Petition
[an das Parlament u.a.] zugunsten einer Anerkennung des Niederländischen
(neben dem Französischen) für den Gebrauch in Schulen, in der Verwaltung
und im Gericht. Daneben verlieh die Wahlreform von 1848 der Flämischen
Bewegung einen Zuwachs an politischer Schlagkraft, weil ihre Mitglieder
durch die Veränderung der Wahlzinsen, d.h. der Kriterien für die Wahlbe¬
rechtigung, erheblich mehr Wählerpotential in die Waagschale werfen konn¬
ten. Dennoch dauerte es noch bis in die siebziger und achtziger Jahre des
19. Jahrhunderts, bevor die ersten Sprachgesetze gebilligt wurden (1873 bzw.
1878, für den Gebrauch des Niederländischen im Strafrecht und in der Ver¬
waltung) . Ein vorläufiger Markstein, wenn auch zunächst nur von prinzipieller
Bedeutung, war dann das Gleichstellungsgesetz von 1898, in dem das Nieder¬
ländische als eine der Landessprachen anerkannt wurde, wenn auch immer
noch unter Beibehaltung des offiziellen französischen Sprachgebrauchs in
Flandern. Im selben Geist wurde übrigens mit dem Sprachgesetz von 1883 die
Niederlandisierung des Sekundarunterrichts eingeläutet. Wie stand es aber mit
dem Sprachgebrauch im Unterricht?
Maurits De Vroede, in den siebziger Jahren der bedeutendste Vertreter der belgischen hi¬
storischen Pädagogik (vgl. Depaepe/D'Hoker 1987), lieferte schon in den vierziger und fünfziger
Jahren bahnbrechende Arbeiten zur Geschichte der Flämischen Bewegung, u. a.: Bibliografi-
sche inleiding tot de Studie van de Vlaamse Beweging 1830-1860 (1959); De Vlaamse pers in
1855-1856 (1960); Juliaan De Vriendt in de Politiek en de Vlaamse Beweging (1889-1900)
(1960); De Vlaamse Beweging in 1855-1856. Bijdrage tot een meer verantwoorde kennis van
haar evolutie (1960); (als Herausgeber mit E. Scholliers) Vlaamse problemen historisch toe-
gelicht (1973); Le Mouvement Flamand en Belgique und The Flemish Movement in Belgium
(1975). Jüngst veröffentlichte er noch: Language in Education in Belgium up to 1940. In:
J. ToMiAKu.a. (Hrsg.): Schooling, Educational Policy and Ethnic Identity. Comparative Studies
on Governments and non-dominant ethnic groups in Europe, 1850-1940, Bd. I (New York
1991), S. 111-130.
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3. Sprachgebrauch im Unterricht des 19. Jahrhunderts
Im Grundschulunterricht gab es eigentlich nur wenige Probleme. Von alters her
war die Sprache des Volkes die Sprache des Volksunterrichts. Das erste aus der
Verfassung abgeleitete Gesetz zum Grundschulunterricht von 1842 änderte
nichts daran.3 Selbstverständlich bedeutete das nicht, daß in Flandern kein
französischsprachiger Unterricht organisiert werden konnte, eher im Gegen¬
teil: In zahllosen Internaten und auch in den vorbereitenden Abteilungen des
Sekundarunterrichts wurde der gesamte Unterricht in Französisch abgehalten.
Auch im städtischen Unterricht in Gent und Antwerpen gab es noch lange Zeit
französisierende Tendenzen, die u.a. durch die Gründung von privaten Schu¬
len für zahlende Schüler bestätigt wurden (Simon 1980; Van Daele 1969,
S. 54-56).
Innerhalb des Sekundarunterrichts waren die Verhältnisse viel komplizierter
(siehe Gevers 1980; Vos/Gevers 1976; Hanson 1990; Nauwelaerts 1970-73).
Während der ersten Jahrzehnte nach der Unabhängigkeit verschwand das Nie¬
derländische als Verkehrssprache nahezu vollständig aus dem flämischen Se-
kundarunterricht, zugunsten des Französischen, aber teileise auch des Latei¬
nischen, das noch in mehreren katholischen Anstalten als Umgangssprache
gebraucht wurde. Andererseits fand der Unterricht des Niederländischen we¬
gen der Dominanz der klassisch-literarischen Bildung stärkere Beachtung als
früher, und auch der Geist in einigen Kollegs konnte als flämisch bezeichnet
werden.
1850 arbeitete ein liberales Kabinett das erste aus der Verfassung abgeleitete
Gesetz zum (öffentlichen) Sekundarunterricht aus. Sowohl in den lateinischen
Humaniora als auch in den gerade errichteten Berufsabteilungen (moderne
Humaniora) wurden moderne Fächer in den Lehrplan aufgenommen, vor al¬
lem moderne Sprachen und exakte Wissenschaften. Mit diesem Gesetz wurde
auch das Niederländische in den öffentlichen und staatlich subventionierten
Anstalten des flämischen Landesteils zum Pflichtfach. In der Regel folgten
auch die freien katholischen Anstalten dem Gesetz von 1850, das das Studium
des Niederländischen mit zwei Wochenstunden vorschrieb.
Neben der flämisch orientierten, neutral-freisinnigen Studentenbewegung
(die ab den fünfziger Jahren an den Universitäten in Gent und Brüssel aktiv
war) entstand in den sechziger Jahren in Westflandern auch die „Blauwvoete-
rij"4 (Gevers 1987a), eine religiös inspirierte Sprachbewegung, die vor allem
vom niedrigen Klerus getragen wurde und aus der sich seit 1875 in Roeselare
die sog. „Groote Stooringe" [d.h. wörtlich „die große Störung"] ergab (De
Groote Stooringe 1975; Pillen/Pollet 1982). Dieser romantisch und national¬
flämisch gefärbte Studentenaufstand im „Klein Seminarie" in Roselaere griff
auf die anderen Provinzen über, so daß von den achtziger Jahren an die spe¬
zifisch flämische Studentenbewegung mit eigenen Zeitschriften, Bünden, Lan-
Vgl. in diesem Zusammenhang die Inspektionsberichte im Rapport triennal sur la Situation de
l'instruction primaire en Belgique, et sur l'execution de la loi organique du 23 septembre 1842.
Premiere penode triennale. 1843-1844-1845, dl. I (Brüssel 1847), S. 102-110.
D.h. wörtlich „Blaufüßer". Die Möwe (flämisch: Blaufuß) war das Symbol der katholischen
flämischen Studentenbewegung.
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desversammlungen und Aufzügen auch in Antwerpen und Brabant (d. h. im
Erzbistum Mechelen) kräftig spürbar wurde sowie, in geringerem Maße, auch
in Limburg und Ostflandern. 1890 entstand in Mechelen dann der „Katholiek
Vlaams Studentenverbond", der die Aktionen der Schüler, Seminaristen und
Studenten zu koordinieren suchte (Vos 1982).
Die Tatsache, daß die katholischen Bischöfe anfänglich nur wenig unter¬
nommen haben, um dem Durchbruch des flämischen Geistes in den Kollegs
entgegenzutreten, bedeutet noch nicht, daß sie eine bürgerliche Erziehung, bei
der die Beherrschung des Französischen und die damit verbundene Möglich¬
keit, sich kulturell von den übrigen Bevölkerungsschichten zu distanzieren,
nicht weiter verteidigt hätten. Schon 1878 z.B. erinnerte der Bischof von
Brügge seine Priester in den Kollegs daran, „(que) l'usage de la langue fran-
caise est obligatoire, dans tous nos Etablissements d'education. Les eleves qui
parleraient le flamand, soit en recreation soit en promenade, iraient ä l'en-
contre de notre volonte la plus formelle. Le flamand n'est employe qu'en
classe, pour l'enseignement du Catechisme et du flamand lui-meme. Encore
faut-il qu'on s'exprime en langage littöraire".5 Auch der Erzbischof von Me¬
chelen trat 1891 gegen die Teilnahme von Seminaristen und von Studenten
seines Kollegs an der flämischen Studentenbewegung mit Disziplinarstrafen
auf. Solche Maßnahmen muß man auch im Licht der Angst vor den „schreck¬
lichen" Folgen des radikalen Flamentums sehen, wie sie z. B. im Anwachsen
einer kritischen Einstellung gegenüber der Autorität und in der Verbindung der
Emphase für das Flämische mit gesellschaftlichen Bewegungen, wie z.B. der
aufkommenden Christdemokratie, vermutet wurden (Vos 1982).
Inzwischen zeigten die Kirchenbehörden unter dem Druck der Öffentlich¬
keit und der militanten Priester in den Kollegs im Laufe der achtziger und
neunziger Jahre aber einige Nachgiebigkeit, obwohl von Homogenität unter
den katholischen Anstalten noch nicht gesprochen werden kann. Dennoch,
beim Angebot des Niederländischen blieb der katholische Sekundarunterricht
im allgemeinen kaum hinter dem Zustand im öffentlichen Sekundarunterricht
zurück (Gevers 1980; Hanson 1990). Das Sprachgesetz von 1883 schrieb ent¬
sprechend vor, daß (a) der Unterricht in den vorbereitenden Abteilungen der
staatlichen Sekundärschulen in Niederländisch gegeben werden sollte, daß
(b) in den Atheneen, das sind staatliche Anstalten für Sekundarunterricht mit
vollständigem (auch Latein-) Programm, und in den staatlichen Sekundärschu¬
len die Fächer Niederländisch, Englisch und Deutsch und (ab 1886) zwei
andere Fächer in Niederländisch unterrichtet werden sollten; daß (c) in den
staatlichen Sekundärschulen die Terminologie von Mathematik und Physik,
genauso wie die historischen und geographischen Namen, soweit als möglich in
beiden Landessprachen unterrichtet werden sollte; und schließlich (d), daß für
die Ausbildung von Lehrern, die im Niederländischen unterrichten sollten,
Normalunterricht zu organisieren sei. Artikel 5 dieses Gesetzes aber enthielt
zugleich eine Klausel, mit der man der verordneten Niederlandisierung gleich
5 Rundschreiben von J. J. Faict; Brügge, 20. Juli 1878, aufgenommen in der Collectio Episto-
larum Pastoralium Diocesis Brugensis von 1885, S. 107-110, unter dem Titel „Circulaire de Sa
Grandeur Mgr. L'Eveque de Bruges & MM. les superieurs, surveillants et professeurs des
maisons d'6ducation 6cclesiastiques de son diocese", zit. in Gevers (1980, S. 149-150).
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wieder entgegentrat. Niederländisch zu unterrichtende Fächer (Niederlän¬
disch, Deutsch, Englisch und zwei frei zu wählende Fächer) durften gleichzeitig
auch französisch gehalten werden. Das führte in einigen Atheneen und Se¬
kundärschulen in Flandern sogleich zur Gründung von „wallonischen" und
„flämischen" Abteilungen (Gevers 1987b, S. 201).
Alles in allem war das also ein mageres Ergebnis, das die Flamen keineswegs
befriedigen konnte. Zudem häuften sich bald die Beschwerden über die An¬
wendung des Gesetzes im staatlichen Sekundarunterricht. Im katholischen
Unterricht, der durch den Erlaß des Sprachgesetzes eindeutig unter Druck
gesetzt wurde, war die Situation trotz der hier und da erreichten Erfolge für die
Flamen ebenfalls nicht ausreichend. Vor allem der höhere Klerus war noch
lange nicht bereit, der gelegentlich sehr weitgehenden Französisierung seiner
Anstalten für den Sekundarunterricht ein Ende zu machen. Die Erklärung der
Bischöfe von 1886, in der die Ordnung der Sprachen für diesen Unterricht
erläutert wurde, war wegen ihrer Allgemeinheit nichtssagend und folgenlos.
4. Gesellschaftliche Transformationen und neue Impulse
für die Flämische Bewegung im 20. Jahrhundert
Der sich ändernde gesellschaftliche Kontext am Ende des 19. Jahrhunderts gab
auch der Flämischen Bewegung neue Impulse. Seit etwa 1895 zeigte die Wirt¬
schaft ein schnelleres Wachstum, die zweite Industrielle Revolution brachte
neue Industriezweige und Technologien, Änderungen des Transportwesens
und eine zunehmende Konzentration des Kapitals und damit erhöhten Kon¬
sum. Diese neue Phase in der industriellen Entwicklung verursachte zugleich
eine Verschiebung der ökonomischen Zentren Belgiens in den flämischen Lan¬
desteil, während das wallonische Kohlenbecken die ersten Zeichen von Er¬
schöpfung aufwies. Außerdem verfügte Flandern wegen seines stärkeren
demographischen Wachstums auch über eine zunehmende Arbeiterreserve,
was niedrige Löhne begünstigte. Im Vergleich zu der kampfeslustigen wallo¬
nischenArbeiterbewegung, die mit ihren Streiks die Anlegereher abschreckte,
war die flämische Bevölkerung, vielleicht dank der sozialen Kontrolle durch
den traditionell ziemlich einflußreichen Klerus, als folgsam bekannt. Auch
wenn letzten Endes das wallonische und Brüsseler Großkapital aus den neuen
industriellen Unternehmen in Flandern die größten Vorteile zog, gewannen
dennoch im belgischen politischen System sowohl die Arbeiter als auch die
Flämische Bewegung erheblich an Schlagkraft. Sozialisten und Christdemo¬
kraten konnten das Bürgertum zu bestimmten Zugeständnissen zwingen; so
wurde z.B. 1889 eine Beschränkung der Kinderarbeit eingeführt, 1893 das
allgemeine Männerwahlrecht, 1914 die Unterrichtspflicht und eine Beschrän¬
kung der Frauen- und Kinderarbeit.
Unter dem Eindruck der politischen Reformen klang dann auch die flämi¬
sche Stimme lauter und anders. Die Erweiterung des Wahlrechts bewirkte
schon per definitionem einen deutlichen Zuwachs
der flämischen Wählerzahl
und damit einer Gruppe, die nur in der eigenen Sprache angeredet werden
konnte. Die immer einflußreicher werdenden flämischen Flügel der Parteien
wurden zudem durch problemsensible Angehörige aus der Mittelklasse und
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durch Intellektuelle verstärkt, die die herrschende Sprach- und Kulturdiskri¬
minierung täglich am eigenen Leibe erlebten. Eine zunächst kleine Gruppe von
Intellektuellen bildete denn auch in den neunziger Jahren die Grundlage für
das bald erstarkende, radikale Kulturflamentum, hinter das sich auch die Ro-
denbach-Tradition der Katholischen Hochschul-Studentenbewegung stellte.
Aus dem flämischen Volk sollte, so das Programm dieser Bewegung, eine Elite
erwachsen, die den intellektuellen und materiellen Rückstand Flanderns auf¬
arbeiten könnte und allmählich den gesamten Staat in den Griff bekommen
würde. Wesentlich für solche Absichten erschien diesen Gruppierungen der
öffentliche Unterricht. Über dieses Instrument könnten, so die Hoffnung, die
aus der Bauernbevölkerung und dem Mittelstand stammenden Studenten lei¬
tende Stellen in der Wirtschaft und im öffentlichen Leben einnehmen und die
soziokulturelle Dominanz des frankophonen Bürgertums für das allein flä¬
misch-sprachige Flandern beenden (De Clerck/De Graeve/Simon 1984,
S. 25-29).
Welche Konsequenzen hatte diese veränderte Situation für den Sprachge¬
brauch im Unterricht? Führte sie zu neuen konkreten Maßnahmen? Für den
Sekundarunterricht wurde 1901 ein Gesetzentwurf vorgelegt, der die Anwen¬
dung des Gesetzes von 1883 sowohl im freien als auch im öffentlichen Unter¬
richt bezweckte. Um dem Gesetzgeber zuvorzukommen, versuchte der
Episkopat selbst, eine einheitliche Regelung für den katholischen Sekundar¬
unterricht auszuarbeiten. Daraus gingen 1906 aus der Feder des ohnehin nicht
sehr flämisch gesinnten Kardinals Mercier (Boudens 1975) die bischöflichen
Reglements für den Sprachgebrauch im Sekundarunterricht hervor. Grund¬
sätzlich wurde im Durchschnitt pro Tag eine Unterrichtsstunde in Niederlän¬
disch vorgeschrieben, was zusammen mit den zwei Fachstunden Niederlän¬
disch etwa acht Wochenstunden bedeutete; als Umgangssprache in den
Schulen, und das war wichtig, wurde Zweisprachigkeit vorgeschrieben. Aber
die Schüler sollten die Sprache, die sie am geringsten beherrschten - für die
Flamen also meistens das Französische -, am meisten sprechen (Gevers
1987b).
Solche im Ergebnis eher abwehrenden Maßnahmen konnten bei den An¬
hängern der Flämischen Bewegung nur wenig Begeisterung wecken. Man fand
derartige Vorschläge, die vom Prinzip der Zweisprachigkeit ausgingen, ver¬
werflich, und die Rücksicht auf das Flämische zu gering. Eigentlich galt diese
Unzufriedenheit auch für das Sprachgesetz, das 1910 im Abgeordnetenhaus
genehmigt wurde und sowohl im öffentlichen wie im freien Schulwesen Gel¬
tungskraft hatte, auch wenn dieses Gesetz einen weiteren Schritt zur Nieder¬
landisierung des Unterrichts bedeutete. Jeder flämische Student, der in die
Universität wollte, sollte nämlich seine niederländischen Sprachkenntnisse be¬
weisen; andererseits regelte man für die Kollegs und Atheneen die niederlän¬
dische Stundenzahl (wenigstens acht Wochenstunden oder drei Fächer).
Anscheinend hatte aber das katholische Flamentum, gestützt auf die zuneh¬
mende Bedeutung der Christdemokratie, in seinem Kompromiß mit der
französisierten Parteiführung und mit dem Episkopat nicht mehr erreichen
können (Witte 1983, S. 241).
Der Kampf der Vertreter des kulturellen Flamentums konzentrierte sich ab
1900 auf die Diskussion über die Niederlandisierung der Universität in Gent
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(De Clerck u. a. 1985). Schon 1896 war eine Kommission zusammengetreten,
um die Frage zu lösen, aber ihre Vorschläge stießen bei den Flamen und bei den
französischsprachigen Belgiern gleichermaßen auf Protest. Es dauerte bis
1911, bevor es zu einem Gesetzentwurf kam. Er war von den Vertretern der
drei größten Parteien eingebracht worden und stellte eine allmähliche Einfüh¬
rung des Niederländischen als Unterrichtssprache an der staatlichen Univer¬
sität in Gent ab dem Akademiejahr 1916-1917 in Aussicht. Durch verschie¬
dene Umstände, vor allem durch die Auflösung des Parlaments und den
Überfall der Deutschen auf Belgien, wurde der Gesetzentwurf aber nicht mehr
ernsthaft im Parlament behandelt (De Clerck/Langendries 1986).
Der einzige wirkliche Erfolg, den die Flamen vor dem Ersten Weltkrieg
erringen konnten, betraf den Grundschulunterricht. Im fünften aus der Ver¬
fassung abgeleiteten Gesetz von 1914 wurde nämlich das Prinzip, daß die
Muttersprache der Schülermehrheit auch die Unterrichtssprache sein sollte,
angenommen.6
5. Zwischen Flamenpolitik und Kollaboration
Um eine Lösung für die flämische Frage zu erzwingen, haben einige flämische
Nationalisten des radikalen Flügels während des Ersten Weltkriegs aber mit
den Deutschen zusammengearbeitet und sich damit eine schwere Hypothek für
ihre politische Zukunft aufgeladen. Mit ihrer Flamenpolitik - einer Politik, die
einigen alten flämischen Klagen entgegenzukommen suchte - entsprachen die
Deutschen geschickt dem sog. „Aktivismus" innerhalb der Bewegung der Fla¬
men. In ihrem Kern aber war die Flamenpolitik ein integraler Teil des
deutschen kontinentalpolitischen Imperialismus, der u. a. zum Ziel hatte, Bel¬
gien aus der wirtschaftlichen und politischen Einflußsphäre Frankreichs her¬
auszulösen und die traditionelle Ausrichtung der belgischen Politik und
Wirtschaft auf Frankreich zu brechen. Deshalb sollte der flämische Teil der
Bevölkerung systematisch bevorteilt werden. Konkret bedeutete dies, daß die
traditionellen flämisch-nationalistischen Forderungen schneller als bisher ein¬
gelöst werden sollten, selbstverständlich nur so weit, wie sie mit den umfas¬
senderen Absichten der deutschen Besatzer vereinbar waren. Die Niederlan¬
disierung der Universität Gent hatte dabei Priorität. Nach langen Verhandlun¬
gen und vielen Schwierigkeiten konnte endlich im Oktober 1916 die
„Vlaamsche Hoogeschool" (nach dem Generalgouverneur im besetzten Bel¬
gien auch Von-Bissing-Universität genannt) eröffnet werden. Sie hatte aber
nur wenig Erfolg (Wils 1974). Nach der Befreiung von den Deutschen war die
Flämische Bewegung mit dem Odium des Aktivismus und des Antibelgizismus
belastet, und das erklärt teilweise ihre anfängliche Machtlosigkeit nach 1918.
Dennoch gab es in dieser Zeit auch neue Hoffnungen für die Flamen (Van
Haegendoren 1980; Van Isacker 1983). Die Osmose der flämisch-orientierten
„Kleinbürger" mit der Masse der proletarischen Frontsoldaten - eine Folge der
Unterdrückung durch die französisierte Armeeführung - hatte eine mobilisie-
6 Vgl. in diesem Zusammenhang L. Bauwens: Code general de l'enseignement primaire en
Belgique (Lier 1914, 5. Ausgabe).
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rende und befruchtende Wirkung. Die „Frontbewegung" führte zu einer neuen
politischen Landschaft, in der nicht nur die Sozialisten zum ersten Mal Regie¬
rungsverantwortung übernahmen, sondern auch der flämische Radikalismus,
repräsentiert durch die sog. „Frontpartei", seine Vertreter ins Parlement schik-
ken konnte. Obwohl seine Mindestforderungen (Niederlandisierung der
Rechtsprechung, des Unterrichts, der Verwaltung und der Armee) bis etwa
1930 kaum realisiert wurden, gab die Frontbewegung dennoch wichtige An¬
stöße, um den katholischen flämischen Minimalismus in eine andere Richtung
zu lenken. Hinzu kam noch, daß Flandern sowohl wirtschaftlich wie demo¬
graphisch in dem bis dahin vom frankophonen Bürgertum bestimmten Ge-
samtstaat allmählich dominierte. Zu den begrenzten Errungenschaften aus den
zwanziger Jahren (u. a. einem weitgehend folgenlos gebliebenen Kompromiß
über die Unterrichtssprache an der Universität Gent) kamen in den dreißiger
Jahren wesentliche Neuerungen: die völlige Niederlandisierung der staatlichen
Universität Gent 1930, die Sprachgesetze des 28. Juni und des 14. Juli 1932, in
denen das Prinzip der regionalen Einsprachigkeit für die Verwaltung und das
der Regionalsprache als Unterrichtssprache (in Flandern und Wallonien) für
den Vorschul-, Grundschul- und Sekundarunterricht anerkannt wurde (für das
zweisprachige Brüssel galt weiterhin die Muttersprache als Unterrichtsspra¬
che); zu den Weichenstellungen nach 1930 zählt aber auch die Sprachenrege¬
lung von 1935 - für die Rechtsprechung - und die von 1938 - für die Armee -
(Balthazar 1990; De Wever 1989; Gerard 1985; Witte 1983). Inzwischen
brachte auch in Belgien die Weltwirtschaftskrise die parlamentarische Demo¬
kratie an den Rand des Untergangs und wurde zum Nährboden für die sich
stark ausbreitenden autoritären Ideen und neuen „Ordnung"stheorien. Diese
Ideen fanden ihren Weg auch in die Flämische Bewegung und brachten sie mit
der Zeit sogar in das Fahrwasser des Nazismus und des Faschismus. Der flä¬
mische Radikalismus, in dessen Schoß 1933 der „Vlaams Nationaal Verbond"
(VNV) als neue politische Partei entstand, entwickelte sich von einer plurali-
stisch-demokratischen Front in den zwanziger Jahren zu einer überwiegend
katholischen und autoritären Bewegung in den dreißiger Jahren. Die Entwick¬
lungen innerhalb des VNV, der der Katholischen Partei gegenüber als Rivale
auftrat, gaben dafür das Modell ab (De Wever 1989; Van Haver 1983; Gerard
1985).
Ein solcher Extremismus war auch auf wallonischer und Brüsseler Seite zu
finden, und zwar bei der Partei „Rex". Die Angst vor dem Erfolg des auf¬
kommenden flämischen Nationalismus war schließlich auch dafür verantwort¬
lich, daß die Bischöfe in den Kollegs und an den Universitäten schon in den
frühen zwanziger Jahren den (1903 gegründeten) „Algemeen Katholiek
Vlaams Studentenverbond" (AKVS) entschieden bekämpften. Der Episkopat
stellte ihm die Organisation einer rein kirchlich inspirierten „Katholieke Ak¬
tie" entgegen, die freilich der direkten Autorität der Bischöfe unterworfen sein
sollte. 1928 entstand daraus in Westflandern die „Katholieke Studenten Aktie"
(KSA), die bereits in den dreißiger Jahren mit den geheimen Bünden des
AKVS, die in den Augen der Bischöfe zu einem Hort des flämischen Extre¬
mismus entartet waren, öffentlich in die Auseinandersetzung trat. Das führte
1935 zu dem endgültigen Zusammenbruch des AKVS (Vos 1982,1985; Gerard
1984).
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Als die Deutschen am 10. Mai 1940 in Belgien aufs neue einfielen, konnte
indes von einer allgemeinen Anwendung der schon genannten Sprachgesetze
aus den dreißiger Jahren nicht die Rede sein. Die deutsche Militärregierung
sorgte im besetzten Land wohl dafür, daß die Gesetze beachtet wurden, was
unter Berücksichtigung des großgermanischen Gedankens auch nicht verwun¬
derlich war. Belgien spielte jedoch im Zweiten Weltkrieg eine deutlich unter¬
geordnetere Rolle in den deutschen machtpolitischen Plänen als noch im
Ersten Weltkrieg (Wagner 1974). Die deutsche Militärverwaltung hat zwar
versucht, den „flämischen Faktor" als Trumpf auszuspielen, zu einer klar um-
rissenen Flamenpolitik ist sie aber nicht gekommen. Allerdings wurde die
Bereitschaft einer wichtigen Fraktion in der Flämischen Bewegung, mit dem
Besatzer politisch zusammenzuarbeiten, durch die Überzeugung gestärkt, daß
auch die belgische Regierung eine „Politik der Präsenz" nicht scheute. Das
geschah aus der Überzeugung heraus, daß Deutschland vorübergehend den
Krieg gewonnen habe und die neuen Machtverhältnisse auf dem Kontinent
eine Rückkehr zum Vorkriegszustand auf absehbare Zeit unmöglich gemacht
hätten. Mehrere flämische Gruppierungen, unter ihnen der VNV, die diese
„Neue Ordnung" begrüßten, sahen deshalb in der aktiven Kollaboration die
poUtische Zukunft für Flandern. Als Folge dieser Kollaboration und der darauf
folgenden Repression ging die Flämische Bewegung deshalb nach 1945 not¬
gedrungen einer Art „Depression" entgegen. Die „echten" oder vermeintlich
echten Belgier, die gegen die deutsche Besetzung revoltiert hatten (oder auch
nicht), hatten aber auch gegenüber der sog. zweiten Kollaborationswelle kein
gutes Gefühl. Jedenfalls hat die Kollaboration in den frühen Nachkriegsjahren
den flämischen Emanzipationsdrang schwer belastet. Aber man stellte es oft zu
Unrecht so dar, als ob die Kollaboration - ein Terminus übrigens, der nur wenig
im wirtschaftlichen Sinne interpretiert wurde - nur eine Sache der Flamen
gewesen wäre.
6. Föderalismus als Lösung
Dennoch gab es bereits unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg mehrere
Indizien, daß sich Flamen und Wallonen trotz der staatlich inszenierten Ver¬
suche, die Vaterlandsliebe bei der Schuljugend anzufachen, immer mehr aus¬
einanderentwickelten. Sowohl der Konflikt über die „Koningskwestie" (d.h.
Königsfrage), als zwischen 1945 und 1950 die Rolle von König Leopold III.
während der deutschen Besetzung intensiv öffentlich verhandelt wurde, als
auch der zweite Schulkampf, der 1958 mit der Einführung des Schulpakts seine
weltanschauliche Befriedung und Lösung fand (Depaepe 1991), fand infolge
der verschiedenen politischen Verhältnisse in den beiden Landesteilen auf je
andere Weise statt. Auch durch den Einzug flämisch orientierter Politiker in die
traditionellen Parteien, zusammen mit der Aktivität der sich reorganisierenden
Verbände - 1954 entstand die „Volksunie" (VU) als neue flämisch-nationali¬
stische Partei -, gab es während der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre ein
neues Erwachen für die Flämische Bewegung, die sich vor allem für die kul¬
turelle Autonomie und die Territorialabgrenzung der beiden Sprachgebiete
einsetzte.
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Damit hatte zugleich der Gleichstellungsstreit der Flamen in den sechziger
Jahren eine bestimmende Richtung eingeschlagen, um so mehr, als Flandern in
Belgien inzwischen sowohl wirtschaftlich als demographisch die Dominanz er¬
rungen hatte. In den sechziger Jahren kam jedenfalls der einheitliche belgische
Staat, je länger, je mehr, unter Beschuß. Die flämischen „marsen op Brüssel"
von 1961 und 1962, die gegen die Erweiterung des sog. Brüsseler „Ölflecken",
d. h. die Expansion Brüssels nach Flandern, gerichtet waren, hatten im Herbst
1962 die Festlegung der Sprachgrenze zur Folge. Zwischen 1962 und 1963
wurden gleichzeitig neue Sprachgesetze in Kraft gesetzt, die bedeutsame Kon¬
sequenzen hatten, auch wenn bestimmte Ausführungsverordnungen noch bis
1966 auf sich warten ließen. Diese Gesetze bezogen sich u. a. auf das Sprach¬
statut der Brüsseler Agglomeration, auf die Einsprachigkeit in der Verwaltung
und auf die Anerkennung der Regionssprache als Unterrichtssprache auf allen
Ebenen (mit Ausnahme der Universitäten).
1969 wurde das Unterrichts- und Kulturministerium nach Sprachgemein¬
schaften aufgeteilt, womit die zunehmende kulturelle Autonomie von Flan¬
dern und Wallonien sehr deutlich gekennzeichnet wurde.
Der größte Zankapfel aber blieb Löwen. An der Katholischen Universität
gab es seit 1924 zwar „Vlaamse Leergangen", die schließlich zur Aufteilung der
meisten Vorlesungen geführt hatten, aber die Verwaltung arbeitete überwie¬
gend in Französisch. Die Träger der Universität, d.h. die Bischöfe, wurden
daher durch die neue Gesetzgebung mit einer doppelten Erwartung konfron¬
tiert: Einerseits wünschten die Französischsprachigen weitgehende Vergünsti¬
gungen (innerhalb und außerhalb der Universität), andererseits verlangten die
Niederländischsprachigen eigene Strukturen innerhalb der französisch domi¬
nierten Universität. Die Einstellung der Frankophonen, die, in die Defensive
gedrängt, ihre privilegierten Positionen zu bewahren wünschten, erzeugte im
katholischen Flandern erhebliche gesellschaftliche Auseinandersetzungen.
Um den zunehmenden Spannungen Widerstand zu bieten, die von föderalisti¬
schen Parteien wie derVU einerseits und dem „Rassemblement Wallon" (RW)
und der „Front des Francophones" (F.D.F.) andererseits angefacht wurden,
suchten die Verantwortlichen nach einer neuen Regelung für den Zugang zur
Universität.
Diese Absichten fanden ihren gesetzlichen Niederschlag im Gesetz über die
universitäre Expansion von 1965. Am 13. Mai 1966 legten die Bischöfe als
Träger der Universität von Löwen in einem Hirtenbrief - übrigens in martia¬
lischem Dekretstil - dar, daß sie zwar der kulturellen Autonomie der beiden
Sprachgruppen entgegenkommen wollten, aber die eigentlichen Kompetenzen
noch immer einem unitären Büro des Verwaltungsrats anvertrauten. In diesem
Hirtenbrief zeichnete sich zugleich ab, daß die Bischöfe nur mit Expansions¬
vorschlägen der Französischsprachigen rechneten.
Als Konsequenz dieses Dekrets kam es zu einem ernsthaften Konflikt mit
der flämisch gesinnten öffentlichen Meinung. Die Antwort der Flamen, ver¬
stärkt durch antiklerikale Gefühle, war deutlich von den - 1966! - herrschen¬
den progressiven Ideen der intellektuellen Freiheit, der Mitsprache, der
Demokratisierung und Gesellschaftsreform bestimmt. Im Januar 1968, unmit¬
telbar nach der Publikation eines Expansionsplans des französischen Flügels,
kam es in Löwen, aber auch anderswo in Flandern, zu neuen und diesmal
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ziemlich explosiven Krawallen, die schließlich zum Sturz der Regierung führ¬
ten. Am 6. Juli folgte dann auch die prinzipielle Entscheidung, die französisch¬
sprachige Abteilung der Universität definitiv aus Löwen zu verlagern. 1970
wurde deshalb ein neuer universitärer Campus in Louvain-la-Neuve in der
Nähe von Ottignies gegründet. Inzwischen hatte sich 1969 auch die freie Uni¬
versität Brüssel von der Universite Libre de Bruxelles getrennt (Todts/Jonck-
heere 1979; Vos u.a. 1988). Die Auseinandersetzung über Löwen hatte
weitgehende Folgen. Sie verursachte nicht nur die Spaltung der katholischen
Universität, sondern war auch der Anlaß zur Staatsreform von 1970. Nach
einer langen Zeit zunehmender gesellschaftlicher Spannungen, die schon mit
der für die Niederländischsprachigen nicht selten ungerechten Repression nach
dem Zweiten Weltkrieg angefangen hatte, führte der Fall Löwen zur Explosion
des Pulverfasses. Das Thema Löwen verursachte Uneinigkeit bei den belgi¬
schen Bischöfen, sonst einem Bollwerk des einheitlichen Staates, und drohte,
das Land unregierbar zu machen. Die drei großen Parteien wurden bei den
Wahlen von 1968 bestraft, obwohl einige sich schon in autonome niederlän¬
dischsprachige und französischsprachige Flügel geteilt hatten. Die großen
Sieger waren die antiunitären Parteien.
In einem Klima politischer Instabilität unterschrieben die Christdemokraten
und die Sozialisten nach 79 Tagen ein Koalitionsabkommen, in dem sie sich
vornahmen, die kulturelle Autonomie der belgischen Kulturgemeinschaften in
die Verfassung aufzunehmen. Einigen Kommentatoren nach ging es dabei aber
nicht wirklich um die Verwirklichung eines föderalistischen Programms. Das
Koalitionsabkommen schien eher durch den Willen geprägt, gesellschaftliche
Spannungen zu glätten, um die Ruhe im Lande wiederherzustellen (Wit-
te/Craeybeckx/Meynen 1990). Daß es den großen Parteien nicht wirklich um
die Realisierung kultureller Autonomie zu tun war, zeigt sich auch an dem
fragmentarischen Charakter der gefundenen Regelung. So wurden die Aufga¬
bengebiete, für die die Kulturräte der niederländischen und französischen
Kulturgemeinschaft je eigene Zuständigkeit erhielten7, wesentlich beschränkt.
Unterricht z.B., ein kulturell bedeutsames Thema wie kaum ein anderes,
wurde nach der erneuerten Verfassung integral in die Zuständigkeit der Kul¬
turgemeinschaften gestellt. Aber die Verfassung erlaubte auch so viele Aus¬
nahmen von der Regel, daß im Abgeordnetenhaus schon gesagt wurde, daß
„die Kulturräte weitgehende Kompetenzen für den Unterricht außer für den
Unterricht" besäßen. Neben dem Wunsch, weiterhin zwischen den Schulsyste¬
men in Flandern und Wallonien eine gewisse Gleichförmigkeit zu sichern,
spielte in der Reduktion der Unterrichtszuständigkeit der Kulturräte vor allem
die Angst vor ideologischer Minorisierung eine Rolle. Sowohl die freisinnige
Minderheit in Flandern als auch die christdemokratische Minderheit in Wal¬
lonien fürchtete bei der totalen Übergabe der Unterrichtszuständigkeiten an
die Kulturgemeinschaften ins Abseits gedrängt zu werden, zumal dann, wenn
die politische Unterstützung und Protektion ausfallen würden.
1980 gelang es der Regierung, die Verfassung aufs neue zu revidieren und die
zehn Jahre alte Staatsreform weiter auszuarbeiten. Während dieser zweiten
7 Der Kulturrat der deutschen Kulturgemeinschaft, die im wesentlichen um Eupen an der
deutsch-belgischen Grenze existiert, bekam hauptsächlich reglementierende Zuständigkeit.
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Runde bekamen die Kulturräte den Namen „Gemeinschaftsräte"; ihre Zustän¬
digkeiten wurden auf die sog. „personengebundenen" Aufgabengebiete (Ge¬
sundheitswesen, besondere Jugendhilfe u.a.) ausgedehnt, sie bekamen eigene
exekutive Instanzen, die Gemeinschaftsregierung und eine beschränkte finan¬
zielle Autonomie. Die flämische und die wallonische Region erhielten auch
einen Regionsrat mit klar umgrenzten „grundgebundenen" Zuständigkeiten
(Umwelt, Raumordnung usw.). An die Erweiterung der Unterrichtszuständig¬
keiten der Gemeinschaftsräte wurde 1980 aber zunächst nicht gedacht. Die
Angst vor ideologischer Minorisierung war in dem stark versäulten Belgien
noch immer stärker als der Wunsch zur kulturellen Selbstbestimmung.
Trotzdem war angesichts der Unvollkommenheiten der Reform der Verfas¬
sung von 1980 und angesichts des ungebrochenen Drangs, den gesamten
Unterricht zu föderalisieren, der Ruf nach weiterer Staatsreform nicht ver¬
klungen, sondern wurde immer lauter (De Ridder 1983, 1985). Obwohl die
dritte Runde der Verfassungsreform erst für die neunziger Jahre geplant war,
fing sie schon im Sommer 1988 an, vor allem infolge der politischen Krise um
den konfliktfreudigen und gegen die Niederlandisierung eingestellten Bürger¬
meister von Voeren. Diesmal erklärten sich alle politischen Parteien zu einer
vollständigen Föderalisierung des Unterrichts bereit. Mit wenigen unbedeu¬
tenden Ausnahmen wurde die Unterrichtszuständigkeit vollständig auf die
Kulturgemeinschaften verlagert. Eine solche Föderalisierung war auf der po¬
litischen Ebene nur möglich geworden, weil in die Verfassung Garantien gegen
ideologische Minorisierung (vor allem die wichtigsten Bestimmungen aus dem
erfolgreichen Schulpakt von 1958) aufgenommen wurden und für die Durch¬
setzung dieser Garantien ein Klagerecht vor dem Arbitragehof (dem höchsten
Gericht in Belgien) vorgesehen wurde. In dem versäulten und erstarrten Bel¬
gien konnte kulturelle Autonomie also anscheinend nur unter der Bedingung
realisiert werden, daß es die nötigen ideologischen Gleichgewichtsmechanis¬
men gab (Debaere 1990).
Während dieser Verfassungsänderung wurde dann auch eine neue finanzielle
Regelung für die Gemeinschaften und Regionen getroffen, das „Brüssels
Hoofdstedelijk Gewest" errichtet und den Gemeinschaften erlaubt, die Zu¬
ständigkeiten einem autonomen Organ zu übertragen. Darauf hat die flämi¬
sche Gemeinschaft 1989 zurückgegriffen, um den sog. „Autonome Raad voor
het Gemeenschaps Onderwijs" (ARGO) zu gründen, wodurch, jedenfalls in
Flandern, die lange umstrittene Doppelrolle des Unterrichtsministers als Trä¬
ger und Organisator des Staatsunterrichts, der durch ein politisches Abkom¬
men in „Gemeinschaftsunterricht" umbenannt wurde, ein Ende nahm. Jetzt,
1993, wird die letzte Phase der Staatsreform vollzogen, die Reform des Ab¬
geordnetenhauses und des Senats, die Ordnung der Dauer der Legislative und
der Regierungszeit auf nationaler Ebene, die Föderalisierung der sozialen Si¬
cherheit und der Sorge für die Landwirtschaft. Der Unterricht scheint dagegen
vorläufig aus dem Horizont der gesellschaftlichen Auseinandersetzungen ge¬
raten zu sein.
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Abstract
The authors describe the debate concerning the language question and the cultural dominance of
French in the Flemish part of Belgium in its historic development up to the present. During the past
centuries and even well into our times, the use of French served as an instrument of social dif-
ferentiation. Due to both activities of different Flemish movements and a shift of economic power
from Wallonia to Flanders, Dutch gaincd in importance. In both the cultural and the political
sector, in schools and in universities, languages were now distributed aecording to the regional
principal. A region's language finally became the language of instruetion. However, conflicts
concerning cultural autonomy and the federalization of social life continue to determine the
political discussion in Belgium.
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